
Satzung

der SHW AG

I.
Allgemeine Bestimmungen

§1
Firma, Sitz und Geschäftsjahr

(I) Die Gesellschaft fiihrt die Firma

SHWAG.

(2) Sitz der Gesellschaft ist Aalen in Baden-Württanberg.

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

Gegenstand des Unternehmens

(I) Gegenstand des Unternehmens ist die Betätigung auf den Gebieten

- der Herstellung und Weiterverarbeitung von Metallen und anderen Werkstofifen,
insbesondere der Ha-steIIung von Gießereierzeugnissen, Tdlai der
Stahlumfomaung, Betriebsmittehi, Maschinen und Stahlkonstruktionen;

- der Herstellung von industriellen Erzeugnissen, insbesondere für die
Automobflindusteie; und

- des Handels mit den gaiannten Erzeugnissen.

(2) Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte und Maßnahmen vorzunehmen, die mit
den vorstehenden Tätigkeitsgebieten in Zusammenhang stehen oder sonst geeignet
sind, den Untemehmensgegenstand zu fördern. Sie kaim Zweigniederlassungen im In-
und Ausland errichten, andere Untanehmen im In- und Ausland gründen, erwerben
oda- sich an ihnen beteiligen sowie solche Unternehmen leiten; der
Untemehmensgegenstand von Tochter- und Beteiligungsuntemehmen darf auch
Gegenstände außerhalb der Grenzen des Absatz I umfassen.

(3) Die Gesellschaft kann ihre Tätigkeit auf einen oder einzelne der in Absatz l genannten
Gegenstände beschranken. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, ihre Tätigkeit ganz
oder teilweise mittelbar durch verbundene Unternehmen auszuüben. Sie kann

insbesondere ihren Betrieb ganz oder teilweise verbundenen Unternehmen überlassen
und/oder ganz oder teilweise auf verbundene Unternehmen ausgliedern. Sie kann sich
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auch auf die Tätigkeit einer geschäftsleitaiden Holding und/oder die sonstige
Verwaltung eigenen Vermögens beschränken.

§3
Bekanntonachungen;lnfonnationsubcrmlttlung

(I) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger, soweit nicht das
Gesetz etwas anderes bestimmt.

(2) Intönnationen an die Aktionäre der Gesellschaft können auch im Wege der
DatenfCTnübertragung übumittelt werdai.

(3) Die Übermitdung von Mitteilungen nadi §§ 125 Abs. 2, 128 Abs. I AktG in
VCTbindung mit § 125 Abs. l AktG an die Aktionäre der Gesellschaft ist auf den Weg
elektronischer Kommunikation beschränkt. Der Vorstand Uejbt dessen ungeachtet
bCTieühtigt, ist aber nicht veipflichtet, auch andere Formen der Obennitdung zuäützen

M.
Grundkapital und Aktien

§4
Grundkapital

(l) Das Grundkapital der Gesellschaft betragt EUR 6.436.209,00 (in Worten: Büro sechs
Millionen vierhundertsechsunddreißigtausäid zweihundertundneun).

(2) Das Grundkapital der Gesellschaft ist eingeteilt in 6.436.209,00 (in Worten: sechs
Millionen vierhundertsechsunddreißigtausend zweihundertundneun) auf den Namen
lautende Stückaktien, - -

(3) Das Grundkapital ist in Höhe von EUR 5.851. 100,00 (in Worten: Euro fünf Millionen
achthunderteinundfünfeigtausendeinhundert) abracht durch fonnwedisetode
Umwandlung der Schwäbische Hüttenwerke Beteiligungs GmbH mit Sitis in Aden
(Amtsgericht ülm, HR B 501657) gemäß §§190 ff., 226 ff. UmwG in die
Aktiengesellsdiaft.

(4) Der Vorstand ist ennächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der
Gesellschaft bis zum 22. Juni 2025 (einschließlich) gegen Bar- und / oder Sachemlagen
einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu EUR 3.218.104,00 (in Worten: Euro drei
Millionen zweihundertachtzehntauseadeinhundertvier) durch Ausgabe von bis zu 3.218. 104
(in Worten: drei Millionen zweihundertachtzehntausendeinhundertvier) neuer auf den
Namen Jaulender Stückaktien zu eriiöhen (Genehmigtes Kapital 2020). . _ _,.
Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu. Die neuen Aktien können
auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder diesen nach § 186 Absatz 5 Satz
l AktG gleichgestellten Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen werden, sie
den Aktionären zum Bezug anzubieten.
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Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, das Bezugsrecht der
Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen,

a. soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Ak-
tionäre auszunehmen;

b. soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben werden,

c. soweit es erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigem von Wandlungs-
oder Optionsrechten und/oder Inhabern bzw. Gläubigem von mit Wandlungs-
oder Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschreibungen, die von der Ge-
Seilschaft oder von ihr abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehenden
Unternehmen ausgegeben werden, ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewäh-
ren, wie es ihnen nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw.
nach Erfüllung einer Wandlungs- oder Optionspflicht zustünde.

d. soweit neue Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden und der auf die neu
auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapi-
tals den Betrag von insgesamt EUR 643. 620,00 oder sollte dieser Betrag nied-
nger sein, von insgesamt 10% des zum Zeitpunkt der Ausübung dieser Er-
mächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bestehenden Grundkapitals (der
„Höchstbetrag") nicht überschreitet und der Ausgabepreis der neuen Aktien
den Börsenpreis der bestehenden Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung
zum Zei4)unkt der endgültigen FesÜegung des Ausgabepreises nicht wesentlich
unterschreitet.

Auf den Höchstbetrag sind Aktien anzurechnen, die während der Laufeeit die-
ser Ermächtigung bis zum Zeitpunkt ihrer Ausnutzung in direkter oder entspre-
chender Anwendung von § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des
Bezugsrechts ausgegeben oder veräußert werden. Ebenfalls anzurechnai sind
Aktien, die aufgrund einer während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter
Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG begebe-
nen Wandel- beziehungsweise Optionsschuldverschreibung ausgegeben oder
gewährt wurden oder auszugeben oder zu gewähren sind.

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Kapitalerhöhung und
ihrer Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegen. Der Aufsichtsrat
ist ermächtigt, die Fassung des § 4 der Satzung entsprechend der jeweiligen Ausnut-
zung des Genehmigten Kapitals 2020 und nach Ablauf der Ennächtigungsfrist zu än-
dem sowie alle sonstigen damit in Zusammenhang stehenden Anpassungen der Sat-
zung vorzunehmen, die nur die Fassung betreffen.

Seite 3 von 14



(5) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um insgesamt bis zu EUR 3.000.000,00 durch
Ausgabe von insgesamt bis zu 3.000.000 neuen auf den Inhaber bzw., sofern im Zeit-
punkt der Ausgabe der neuen Aktien die bestehenden Aktien der Gesellschaft auf den
Namen lauten, auf den Namen lautenden Aktien ohne Nennwert (Stückaktiai) bedingt
erhöht (Bedingtes Kapital 2020). Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung
von Aktiai an Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen sowie an
Inhaber von Optionsrechten aus Optionsschuldverschreibungen, ̂ e aufgnmd Ennach-
tigung gemäß Beschluss der HauptvCTsammIung vom 23. Juni 2020 bis zum 22. Juni
2025*(anschließlich) von der SHW AG oder dnem in- oder ausländischCTi Untemeh-
men, an dem die SHW AG unmittelbar oder mittelbar nut der Mehrheit der StimmeD
und des Kapitals beteüigt ist, ausgegeben werden. Sie wird nur durchgeführt, soweit
von den Wandlungs- oder C^tionsrechten aus den vorgenannten Schuldyersclffeibua-
gen tatsächlich Gebrauch gemacht wird oder Wandlungspflichten aus solchen Schuld-
vCTSchreibungen erfüllt wa-den und soweit nicht andere ErfiUlungsfonnen zur Bedie-
nung eingesetet werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maß^be
des vorgenannten Ermäcfatigun^bescMusses der Haiq)tversammlwig vom 23. Juni
2020 jeweüs zu bestünmCTiden Qptions- b2w. Wandlungspreis. Die neuea Aktien
nehmai vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von
Wandlungs- bzw7 Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten
entstehe^ am Gewinn der Gesellschaft teil: soweit rechtiich zulässig, kann der Vor-
stand jedoch mit Zustimmung des Aufsichtsrats statt dessen auch bestimmen, dass die
neuen Aktien mit Gewinnberechägung ab Beginn des ihrer Ausgabe voraagehmden
Gesdiäftsjahres ausgestattet sind, wenn im Zeitpunkt der Ausgabe dCTneuen Aktien
ein Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversanainlung über den Gewinn dieses
Geschäftsjahres noch mcht gefasst worden ist. Der Vorstand istennäditigt, nait Zu-
Stimmung des Aufeichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten
Kapitalerhohung festzusetzen.

§5
Aktien

(l) Die Aktien der Gesellsdiaft lauten auf den Namen.

(2) Trifft bei einer Kapitalerhöhung der Eriiöhungsbeschluss keine Bestnnmui^g darübK,
ob die neuen Aktien auf den Inhabw oda- auf den Namen lauten sollen, so lauten sie
aufdai Inhaber.

(3) Der Anspruch der Aktionäre auf Va-briefung ihrer Anteüe ist ausgeschlossen, soweit
dies gesetzlidi zulässig und nicht eine Verimefüng nach den Regeta einer Börse
erforderlich ist, an der die Aktie zum Handel zugelassen ist. Die Gesellschaft ist
berechtigt, Aktiaiurkunden auszustellen, die einzelne Aktien (Einzelaktien) oder
mehrere Aktien (Sammelaktien) verkörpern.
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(4) Die Fonn und den Inhalt von Aktienuricunden, etwaigen Gewinnanteils- und
Emeueruogsscheinen bestimmt der Vorstand. Das gleiche gilt für
Schuldverschreibungen und Zinsscbeine.

m.
Der Vorstand

ZusammensetEung; Geschäftsordnung

(I) Des Vorstand besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Zahl der
Vorstandsmitglieder besü'nimt der Aufsichtsrat

(2) Der Aufsichtsrat kann einen Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden
Vorsitzenden des Vorstands ernennen.

(3) Der Aufsichtsrat erlässt eine Geschäftsordnung für den Vorstand. Der Aufeichtsrat hat
darin insbesondere zu bestimmen, dass bestimmte Arten von Geschäften nur mit seiner
Zustimmung vorgenommen werden dürfen.

Geschäftsführung und Vertretung

(I) Der Vorstand leitet die Gesellschaft in eigener Verantwortung. Er hat die Geschäfte
der Gesellschaft nach Maßgabe des Gesetzes, der Satzung und der Gesdiäftsordnung
fiir den Vorstand zu führen.

(2) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt es die Gesellschaft alldn. Besteht der
Vorstand aus mehrerai Pwsooen, wird die Gesellschaft durch zwei
Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem
Prokuristen gesetzlich vertreten.

(3) Der Aufeichtsrat kann bestimmen, dass einzelne oder alle Mitglieder des Vorstands
einzelvertretungsbefügt sind. Er kann einzelne oder alle Mitglieder des Vorstands
allgemein oder für den Einzelfdl von dem Verbot der Mehrfachvertretung des §181
Alternative 2 BOB befreien; §112 AktG bleibt unberührt.
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IV.
Der Aufsichtsrat

§8
Zusammensetzung und Amtszeit

(l) Der Aufsichtsrat besteht aus neun Mitgliedern, die sämtlich von der
Hauptversammlung gewählt werden.

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden für die Zeit bis zur Beendigung der
Hauptversanunlung gewählt, die über ihre Entlastung f0t das vierte Geschäftsjahr nach
dem Beginn ihrer Amtszeit beschließt. Das Geschäftsjahr, in dem ihre Amtszeit
beginnt, ist hierbei nicht mitzurechnen. Die Haiq»tversanunlung kann bei der Wahl
eine kürzere Amtszeit bestimmen. Wiederwahl ist möglich.

(3) Zugleich mit der Wahl von Aufsichtsratsmitgliedem können von der
Haupfversanamlung für die Gewählten Ersatzmitglieder bestellt wenlen. Ist bei der
Wahl keine anderweitige Bestimmung getroffen worden, ü^ten sie in der Reihenfialge
ihrer Wahl an die Stelle vorzeitig ausscheidender, gleichzeitig von der
Hauptversammlung gewählter Aufsichtsratsmitglicdcr. Tritt ein Ersafczmitglicd an die
Stelle eines vorzeitig ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds, so erlisdit sein Amt,
falls nach Eintritt des ErsatzfaIIes eine Neuwahl fiir den Ausgeschiedenen stattfindet,
mit der Beendigung der Hauptversammlimg, in der die Neuwahl erfolgt, andernfalls
mit Ablauf der restlichen Amtszeit des Ausgesdiiediaien. Erlischt das Amt des
Ersatzmitgliedes durch Neuwahl für den AusgeschiedCTen, eriangt das Ersatzmitglied
seine vorherige Stellung als Ersatzmitglied für andere Aufsichtsratsmitglieder zurück.

(4) Scheidet ein Mitglied des Aufsichtsrats vor dem Ablauf seiner Amtszeit aus dem
Aufsiditsrat aus, so erfolgt die Ergänzungswahl eines Nachfolgers für den Rest der
Amtszeit des vorzeitig ausgeschiedenen Aufeichtsratsmitglieds, soweit die
Hauptversammlung die Amtszeit des Nachfolgers bei der Wahl nidit abweichend
bestimmt; Absatz 2 gilt hiarftlr entsprechend.

(5) Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt jederzeit auch ohne wichtigen Grund unter
Einhaltung einer Frist von einem Monat durch schriftüche Erklärung gegenüber dem
Vorstand niederlegen; gleiches gilt für Ersatzmitglieder. Von der Niederlegung hat der
Vorstand den Vorsitzenden des Aufsichtsrats bzw. - im Falle der Niederlegung durch
den Vorsitzenden - seinen Stellvertreter unverzüglidi zu unterrichten. Der
Vorsitzende des Aufsichtsrats bzw. - im Falle der Niederlegung durch den
Vorsitzenden - sein Stellvertreter kann einer Verkürzung der einmonatigen
Niederlegungsfnst oder einem Verzicht auf die Wahrung der Niederlegungsfi-ist
zustimmen. Das Recht zur Niederlegung des Amtes aus wichtigem Grund bleibt
unberührt.
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Vorsitzender und Stellvertreter

(I) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzaiden und einen stellvertretenden
yorsitzenden. Die Wahl des Vorsitzenden und seines SteIIvertretere erfolgt, sofern bei
der Wahl nicht eine kürzere Amtszeit bestimmt wird, jeweils för die Dauer der
jeweiligen Amtszeit als Mitglied des Aufsichtsrats. Die Wahl soll unmittelbar im
Anschluss an die Hauptversammlung, in der eine Neuwahl des Aufsichtsrats erfo]gt
ist, durchgeführt werden; zu dieser Sitzung bedarf es keiner besonderen Einladung.

(2) Scheidet der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein SteIIvertretCT vorzeitig aus diesem
Amt aus, oder legt er dieses Amt nieder, so hat der Aufsichtsrat jeweils unverzüglich
eine Neuwahl vorzunehmen.

(3) Für die vorzeitige Niederlegung des Vorsitses und des stellvertretenden Voreitzes gilt
§ 8 Abs. 5 der Satzung entsprechend.

(4) Die dem Vorsitzenden durch Gesetz oder Satzung eingeräumten besonderen
Befiignisse, stehen -soweit sich aus Gesetz oder Satzung mchtdn anderes wgibt - im
Falle seiner Verhinderung seinem Stellvertreter zu. Sind der Vorsitzende und sein
Stellvertreter an der Wahrnehmung ihrer Aufgaben verhindert, so hat diese Aufgaben
fiir die Dauer der Verhinderung das an Lebensjahren älteste Aufsichtsiatsmitglied zu
übernehmen; dies gilt entsprechend, solange weder ein Vorsitzendw noch ein
Stellvertreter bestellt ist.

§10
Sitzungen des Aufcichtsrats

(I) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden in Textform (§ I26b
BGB) mit einer Frist von zehn (10) Kalendertagen einberufen; den Sitzungsort
bestimmt der Voreiteende. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der
Vcreendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet; Sa die
Währung der Frist genügt die Versendung der Einladung. In dringenden FäUen kann
der Vorsitzende die Frist angemessen abküizai und die Sitzung auch mündlich oder
fCTnmündlich einbffufen. Die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats kann allgenein
oder für bestimmte Fälle die in Säue I bestimmte Frist verkwzen.

(2) Mit der Einberufung sind die anzelnen Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen.
Ergänzungen der Tagesordnung sind, soweit nicht ein dringender Fall eine spätere
Mitteilung rechtfertigt, spätestens drei Tage vor der Sitzung mitzuteilen; die
Regelungen von Absatz l Satz 2 bis 4 gelten entsprechend,

(3) Der Vorsitzende führt in den Sitzungen des Aufsichtsrats den Vorsitz und bestimmt
die Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände sowie die Art und Reihenfolge der
Abstimmung.

(4) An Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse können auch Personen, die dem
Aufsichtsrat nicht angehören, an Stelle von verhinderten Aufsichtsratsmitgliedem
teilnehmen, wenn diese sie hierzu in Textfonn (§ 126b AktG) ermächtigt haben.
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§11
Beschlussfassung des Aufsichtsrats

(I) Beschlüsse des Aufeichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Abwesende
Aufsichtsratsmitglieder können auch dadurch an der Beschlussfassung teilnehmen, dass
sie gemäß § 108 Abs. 3 AktG schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen. Sofern
dies vom Aufsichtsratsvorsitzenden vor der Beschlussfassung angeordnet wird, könnai
abwesende Aufsichtsratsmitglieder ihre Stimme ferner - ggf. auch nachträglich
innerhalb einer vom Vorsitzenden gesetzten Frist - telefonisch, in Textfonn (§ 126b
BGB) oder unter Nutzung sonstiger Mittel der Teldcommunikaüon oder elektronischer
Medien abgeben.

(2) Auf Anordnung des Versitzend«! kann eine Beschlussfassung des Aufeichtsrats audi
außerhalb von Sitzungen durch telefonische Stimmabgabe, Stimmabgabe in Textfonn
(§ 126b BGB) und/oder unter Nutzung sonstiger Mittel der Telekommunikation oder
elektronischCT Medien erfolgen. Für Form und Frist der Anordnung gelten die
Bestimmungen des § 10 Abs. I und 2 entsprechend.

(3) Auch ohne rechtzeitige Anordnung ist eine Beschlussfassung in der in Absatz 2
genannten Wdse zulässig, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht Nicht
teilnehmenden Aufeichtsratsmitgliedem ist in diesem Fall Gelegenhdt zu geben, bümea
einer vom Vorsitzenden zu bostinuncndon angcmcascaicn Frist der Bcschlussfassung zu
widersprechen oder ihre Stimme nachträglich abzugeben; der Bescbluss wird erst
wirksam, wenn die nicht teilnehmenden Aufiiichtsratsmitglieder innerhalb der Frist
nicht widersprochen oder wenn sie zugestimmt haben.

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnuDgsgemäß geladen
oder zur Abstimmxing aufgefordert sind und mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus
denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Besdriussfassung teilnimmt. Eine nicht
ordnungsgemäße Ladung bzw. nicht ordnungsgemäße Aufforderung zur Abstimmung
steht der BeschIussfShigkeit dann nicht entgegen, WCTH das betroffene
Auftichtsratsmitglied erschienen ist oder sonst an der Beschlussfassung teilnimmt und
einer Beschlussfassung nicht widerapricht.

(5) Über Gegenstände der Tagesordnung, die nicht ordnungsgemäß angekündigt worden
sind, darf nur beschlossen werden, wenn kein Aufsjchtsratsmitglied widerspricht. Nicht
teilnehmenden Aufsichtsratsmitgliedem ist in einem solchen Fdl Gelegenheit zu geben,
binnen einer vom Vorsitzenden zu bestiimnenden angemessenen Frist der
Beschlussfassung zu widersprechen oder ihre Stimme nachträglich abzugeben; der
Beschluss wird erst wirksam, wenn die nicht teilnehmenden Aufsiditsratsmitglieder
innerhalb der Frist nicht widersprochen oder wenn sie zugestimmt haben.

(6) Für Zwecke der Bestimmungen dieses § 11 nimmt ein Mitglied des Aufsichtsrats auch
dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich bei der Abstimmung der Stimme
enfhält.

(7) Der Aufsichtsrat beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen, soweit nicht in
dieser Satzung oder gesetzlich zwingend etwas anderes bestimmt ist. Ergibt eine
Abstimmung Stimmengleichheit, gibt die Stimme des Vorsitzenden des Aufsichtsrats
den Ausschlag (Stichentscheid); das gut auch bei Wahlen. Falls kein Vorsitzender
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wnatmt ist oder der Vorsitzende sich nicht an der Beschlussfassung beteiligt oder sich
der Summe enthält, gilt bei Stimmengleichheit ein Antrag als abgelehnt. Dran
stellvertretenden Vorsitzenden steht im Falle der Verhinderung des Voraitzenden die
zweite Stimme nicht zu.

(8) Über alle Sitzungen des Aufsichtsrats ist eine Niederschrift anzufertigen, die vom
Vorsitzenden und - sofern mit der Protokollführung ein Dritter beauftragt xst - vom
Ptotdcollfiai rer zu untazeichnen ist. In der Niedersclmft sind Ort und Tag der Sitzung,
die Teilnehmer, die Gegenstände der Tagesoninung sowie die Beschlüsse dra
Aufsichtsrats anzugeben. Ferner ist über jeden außerhalb von Sitzungen gefasstm
Beschluss des Aufsichtsrats eme vom Vorsitzenden des Aufsichtarats zu
unteraeichnende Niederschrift anzufertigen. Die Niederschrift wird jedem
Aufsichtsratsmitglied unverzüglich in Abschrift zugeleitet.

(9) Der Vorsitzende ist ermächtigt, die Beschlüsse des Aufsichtsrats durchzuführen und die
hierzu erforderlichen Willenserklärungen abzugeben und entgegenzundunen.

§12
Geschäftsordnung und Ausschüsse

(1) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der Bestimmungen der Satzung und des
Gesetzes eme Geschäftsordnung geben.

(2) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bilden. Den Ausschüssen können,
soweit gesetzlich zulässig, Entsdieidungsbefügnisse des Aufsichtsrats übertragen
werden.

(3) Die Ausschüsse wählen aus ihrra- Mitte einen Vorsitzenden, wenn nicht der
Aufsichtsrat einen Vorsitzenden bestinunt. Ein stellvertretender Vorsitzender kum
bestellt werden.

(4) Für die EinbCTufang und Beschlussfassung der Ausschüsse gelten die Bestimmungen
m §10 und §]I dieser Satzung entsprechend, soweit nicht zwingende gesetzliche
Regelungen entgegenstehen, Maßgeblich fiir die Bestimmung der BescUussfähigkeit
ist dabei anstelle der Anzahl der Mitglieder, aus denen der Aufsichtsrat insgesamt zu
bestdien hat, die Anzahl der Mitglieder des betrefifenden Ausschusses; § 108 Abs. 2
satz..3 AktG..bIeibt unberührt- Das Stichentscheids-Recht bei Stimmengleichheit
gemäß § ]] Abs. 7 steht dem Aufsiditeratsvorsitzenden audi bei Beschlussfassungen
in einem Ausschuss zu, in dem er den Vorsitz hat; ist der Ausschussvorsitzende nicht
zugleich der Aufsichtsratsvorsifceende, steht ihm dieses Recht nicht zu.

§13
Fassungsänderungen der Satzung

Der Aufsichtsrat ist ennächtigt, Satzungsänderungen zu beschließen, die nur deren Fassung
betreffen.

Seite 9 von 14



§14
Vergütung des Aufslchtsrate

(I) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ffir jedes volle Geschäftsjahr ihrer
Zugehörigkeit zum Aufsiditsrat eine jeweils nach Ablauf des Geschäftsjahres fällige
feste Vergütung. Die feste Vergütung beträgt für den Vorsitzenden des

Aufsichtsrats EUR 40. 000,00. für seinen Stellvertreter EUR 30. 000,00 und für
die weiteren Mitglieder des Aufsichtsrats jeweils EUR 20.000,00.

(2) Aufeichtsratsmitglieder, die dnan Ausschuss des Aufsiditsrats angdiören, eriudtcn
zusätzlich eine Vergütung von EUR 500,00 für jede Teilnahme an einer physischen
Sitzung des jeweiligen Ausschusses. Der Vorsitzende des jeweilig«! Ausschusses
erhält jeweils den doppelten Betrag. Nimmt ein Aufsichtsratsmitglied m einem Tag an
mehrwen Ausschusssitzungen (auch unterschiedIichCT Ausschüsse) teü, wird ihm an
Sitzungsgeld für diesai Tag insgesamt nur eüunal gewährt. Die Sitzungsgelder weiden
nach Ablauf eines Quartals in Bezug auf die in diesem Quartal durchgefuhrtm
Ausschusssitzungen fällig.

Der Vorsitzende des Aufeichtsrats und der Vorsifcsende des Prüfungsausschusses
erhalten hiervon abweichend für üire Tätigkeit in Ausschüssen des Aufsichtsrats kein
Sitzungsgeld. Für den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses erhöht sich die feste
Vergütung gemäß Absatz l stattdessen auf EUB. 40.000; im Fall des Vorsitzenden des
Aufsichtsrats ist die Tätigkeit in Ausschüssen des Aufsichtsrats bereits durch die in Absatz
l geregelte Festvergütung mit abgegolten.

(3) ist aas Geschäftsjahr kürzer als das Kalenderjahr oder gehört ein Aufeiditsratsmitglied
nur während des Teils eines Geschäftsjahres dem Aufsichtsrat an, wird die
Pestvergütung gemäß Absatz l (einschließlich der erhöhten Festvagütung für den
Vorsitzenden des Prüfungsaussdiusses) zeitantdlig gewahrt. Dies gilt entsprediend,
wenn das Amt als Vorsitzaider oder stellverteetender Vorsitzender bzw. als

Vorsitzender des Priifüngsausschusses nicht während des gesamten Geschäftsjahres
besteht.

(4) Die Gesellschaft erstattet den Aufaichtsratsmitgliedem über die Vergütung ganäß
vorstehenden Absätzen hinaus die ihnen bei der Ausübung ihres
Aufsiditsratsmandates entstehenden Auslagen sowie die etwa auf ihre Vergütung und
Auslagen zu entrichtende Umsatzsteuer.

(5) Die Gesellschaft kann zugunsten der Auisichtsratsmitglieder dne
VemiögensschadenshaftpfIidhtversichCTung (D&O-Versicherung) zu maricüblichen
und angemessenen Konditionen abschließen, welche die gesetzliche Haf^flicht aus
der Aufsichtsratstätigkeit abdeckt.
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v.
Die Hauph^crsammlung

§15
Ort der Hauptversanunlnng

Die Hauptversammlung findet nach Wahl des einberufenden Organs am Sitz der Gesellschaft,
am Sitz einer deutschen Wa^apieibörse oder in einer im Umkreis von 150 tan vom Sitz der
Gesellschaft gelegenen deutsdien Stadt mit mehr als 20.000 Einwohnern statt.

§16
Einberufung der Hauptversammlung; Efaberufüugsfrlst

(l) Die Hauptyeraamnilung wird, soweit dazu nidrt andere Paronai von Gesetzes wegm
befugt sind, durch den Vorstand einbemfen.

(2) Für die Einberufüngsfnst gelten die gesetzlichen Voisduiftai.

§17
Teilnahme und Auaübung des Stimmrechts

(I) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig in Textform in deutscher oder
engli'scher Sprache angemeldet haben und für die angemeldeten Aktien im Aktienregister
eingetragen sind. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür
mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung zugehen. In der
Einberufung kann eine kürzere, in tagen zy bemessende Frist für die ^nn^eldung
vorgesehen werden. Der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs sind nicht
mitzurechnen. Der Vorstand ist ennächtigt, in der Eißbemfang festzulegen, dass
Umschreibungen im Aktienregister ab dem Zeitpunkt, in dem eine Anmeldung zur
Hauptversammlung letztmalig erfolgen kann, bis einschließlich dem Tag der
Hauptversammlung nicht stattfinden (sog. Umschreibungsstopp).

(2) Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Für die Form
der Erteilung der Vollmacht, ihren Widermfund/oder den Nachweis der Volhnacht
köimen in der Einberufung Erleichterungen gegenüber der gesetzlich
vorgeschriebenen Form bestimmt werden; im Übrigen gelten hierfür die
gesetzlichen Regelungen. Die Regelungen von § 135 AktG bleiben unberührt.

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen auch ohne
en der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege der elektronischen
Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Er kann das Verfahren der Briefwahl
im Einzelnen regeln.
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(4)

(5)

Der Vorstand ist ferner ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre an der
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen
Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder
teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können (Online-
Teihiahme). Der Vorstand kann Umfang und Verfahren der Online-Teitaahme un
Emzelnen regeln.

Die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats an der Hauptversammlung darf
mit Zustimmung des Vorstands im Wege der Bild- und Tonüber-tragung erfolgen,
wenn der Anwesenheit wesentliche berufliche oder private Gründe entgegenstehen
oder die Anreise aufgrund der großen Entfernung des Wohnorts des
Aufsichtsratsmitglieds vom Versammlungsort als unverhältnismäßig erscheint.

§18
Leitung der Hauptversammlung

(I) Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufeichtsrats, soweit
nicht durch den Aufsichtsrat ein anderes Mitglied des Aufeichtsrats oder ein Dritter
zum Vereammlungsldter bestimmt wird. Ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats
verhindert und ist vor Beginn der Hauptversammlung keine Bestimmung gemäß Satz l
getroffen oder ist auch diese Person verhindert, wird durch die in der
HauptvCTsammlung anwesenden Aufsichtsratsmitglieder ein anwesendes Mitglied des
Aufsichtsrats oder ein Dritter zum Versammlungsleiter bestimmt.

(2) Der Versammlungsleiter leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der
Verhandlungsgegenstände sowie die Art, Fonn und Reihenfolge der Abstimmung.

(3) Der Versammlungsleiter ist ennächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre
zeitlich angemessen zu beschränken und Näheres dazu zu bestimmen.

§19
Übertragung der Hauptversammlung

Der Vorstand ist ermächtigt, die Bild- und Tonübertragung der Hauptv^sammlung zuzulassen
und hierzu nähere Einzelheiten zu bestimmen.

Stimmrecht und Mehrheitserfordernisse

(l) Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme.

(2) Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht die Satzung oder das Gesetz
zwingend etwas Abweichendes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen
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Stimmen und, soweit außerdem eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher
Mehifaeit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst,

VI.
Jahresabschluss und Gewinnverwendung

(l)

§21
Jahresabschluss

Der Vorstand hat den Jahresabschluss und, soweit gesetzlich vorgeschrieben, den
Lagebericht sowie, soweit gesetzlich vorgeschrieben, den Konzemabschluss und den
Konzemlagebericht für das jeweils vorangegangene Geschäftsjahr innerhalb der
gesetzlichen Fristen aufzustellen und diese Unterlagen unverzüglich dem Aufsichtsrat und,
soweit gesetzlich vorgeschrieben, dem Abschlussprüfer vorzulegen.

(2) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie den
Jahresüberschuss ganz oder teilweise in andere Gewinnrücklagen einstellen. Die
Einstellung eines größeren Teils als der Hälfte des Jahresüberschusses ist jedoch nicht
zulässig, wenn die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des Gnmdkapitals übersteifien
oder soweit sie nach der Einstellung die Hälfte übersteigen würden. Vom
Jahresübersohuss sind dabei vorweg jeweils die Beträge, die in die gesetzliche
Rücklage einzustellen sind, und ein Va-lustvortrag in Abzug zu bringen.

§22
Gewinnverwendung

(I) Über die Verwendung des Bilanzgewinns beschließt die Hauptversammlung.

(2) Die Hauptversammlung kann anstelle oder neben einer Barausschüttung auch eine
Sachausschüttung beschließen.

(3) Die Gewinnanteile der Aktionäre bestimmen sich nach ihren Anteilen am
Grundkapital.

(4) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien abweichend
von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden.

(5) Der Vorstand ist ennächügt, nach Ablauf eines Geschäftsjahres mit Zustimmung des
Aufsichtsrats und unter Beachtung der Vorschriften des § 59 Abs. 2 AktG an die
Aktionäre eine Abschlagsdividende auf den voraussichtlichen Bilanzgewinn zu zahlen.
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v.
Sonstiges

§23
Salvatorische Klausel

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Satzung nichtig oder unwirksam sein oder
werden, so wird die Gültigkeit der Satziuig im Übrigen hiervon nicht berührt.

Formwechselaufwand; Grändungsaufwand

(l) Die Aktiengesellschaft ist durch formwechselnde Umwandlung der Schwäbische
Hüttenwerke Beteiligungs GmbH mit Sifcs in Aalen, eingetragen im Handelsregister
des Amtsgeridits Uhn unter HR B 501657, entstanden. Die Aktiengesellschaft tragt
die mit dem Ponnwechsel verfaundeaen Kosten (insbesondere Notar- und
Gerichtsgebühren, Steuern, Bekannünachungs- sowie Gutachten- und
Baatungskosten) bis zu einem Gesamtbetrag von EUR 275.000,00 zuzüglich
gesetzlicher Umsatzsteuer.

(2) Die Bestimmungen in § 23 des GeseIIschaftsvertrags der Schwäbische Hüttenwerke
Beteiligungs GmbH mit Sitz in Aalen (ihrerseits durch Fonnwechsel entstanden aus
der Blitz 02-987 AG mit Sitz in München) zum Fomiwechsel- bzw.
Gründungsaufwand werden übernommen und lauten wie folgt:

„Die fonnwechselnde Blitz 02-987 AG mit dem Sitz in München (AG München HRB
146071) hat gemäß § 14 ihrer Satzung die mit ihrer Gründung verbundenen Kosten im
geschätzten Gesamtbetrag von EUR 2.500,- übernommen.

Die Gesellschaft trägt die Kosten der notariellen Beurkundung des
Gesellschaftsvertrages mit Satzung, der Handelsregisteranmeldung, der Eintragung in
das Handelsregister und die im Zusammenhang mit der Gründung bzw. des
Fomiwechsels der Gesellschaft stehenden Steuer- und Rechtsberatungskosten mit
einem Gesamtbetrag bis zu l .200,- Büro."

* * * *
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